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Zusammenfassung der Information:  

Der Ausschuss für Bildung und Kultur sowie der Gemeinderat nehmen die Information 
der Verwaltung zur aktuellen Situation der Marie-Baum-Schule zur Kenntnis. 

 

Finanzielle Auswirkungen:   

Bezeichnung: Betrag in Euro: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  

 keine  

  

Einnahmen:  

 keine  

  

Finanzierung:  

  

  

Folgekosten:  

 keine  

  

 
 

Zusammenfassung der Begründung:   

Die Gemeinderatsfraktion der SPD hat die Verwaltung gebeten, zur aktuellen Situation 
der Marie-Baum-Schule zu informieren. 
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Sitzung des Ausschusses für Bildung und Kultur vom 
19.09.2019 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bildung und Kultur vom 19.09.2019  

3.1 Aktuelle Situation Marie-Baum-Schule 
 hier: Information der Verwaltung 

Informationsvorlage 0117/2019/IV  

Bürgermeister Erichson eröffnet den Tagesordnungspunkt.  

Da Stadträtin Gernand an der Marie-Baum-Schule Lehrerin ist, erklärt sie sich für befan-
gen, verlässt den Sitzungsbereich und nimmt im Zuschauerraum Platz. 

Stadträtin Prof. Dr. Schuster bedankt sich für die ausführliche Vorlage. Sie stellt die Fra-
ge, wann die Toiletten realisiert würden? 

Herr Kühner vom Hochbauamt, teilt mit, dass die Entwurfsplanung am Laufen und die 
Kostenberechnung erstellt sei. Die Umsetzung solle nächstes Jahr beginnen. 

Weiterhin möchte Stadträtin Prof. Dr. Schuster wissen, warum bei beruflichen Schulen 
die Besetzung im Sekretariatsbereich bis zu zehn Prozent unter den Sollstunden verein-
bart worden sei. Entspreche dies dem Bedarf? Könne eine Schulleitung mit nachvollzieh-
barer Begründung die zehn Prozent beanspruchen? 

Herr Brühl, Leiter des Amtes für Schule und Bildung, erläutert, dass der Korridor bis zu 
zehn Prozent mit den Schulleitungen besprochen und abgeklärt sei. Auf Basis von Erfah-
rungen, Neubemessungen, in denen verschiedene Bausteine – Sockel und in Abhängig-
keit von Schülerzahlen - einbezogen worden seien, sei dieser Korridor entstanden. Ziel 
sei die Transparenz und Vergleichbarkeit zwischen den Schulen gewesen. Sollten nun 
Bausteine / besondere Aufgaben bei einzelnen Schulen hinzukommen, könne man mit 
diesen Schulen aufgrund konkreter Situationen nochmal ins Gespräch gehen.  

Stadträtin Prof. Dr. Schuster meint, es könnten sich Situationen ändern, die einen ande-
ren Bedarf zur Folge hätten. Ein Antrag sei aus ihrer Sicht nicht notwendig, stattdessen 
gibt sie zu Protokoll, dass die Verwaltung als Arbeitsauftrag mitnehmen solle, mit den 
Schulleitungen der beruflichen Schulen Gespräche zu führen, den Bedarf abzufragen und 
zu prüfen, inwieweit ein neuer Bedarf entstehe oder nicht. 

Herr Brühl betont, dass dann entsprechend dokumentiert sein müsste, dass zusätzliche 
und neue Aufgaben hinzugekommen seien. 

Stadträtin Prof. Dr. Schuster bittet um Mitteilung, wie der Gemeinderatsbeschluss, auf 
den auf Seite 3.1 der Vorlage verwiesen werde, dass die Schularten eine unterschiedli-
che Zuweisung an Schulbetriebsmittel bekommen, zustande gekommen sei. Außerdem 
möchte sie wissen, ob dieses System gemäß dem Bedarf gerechtfertigt sei? 

Herr Brühl teilt mit, dass die Verteilung der Schulbetriebsmittel im Rahmen der Haus-
haltsbeschlüsse alle zwei Jahre auf Basis eines Gemeinderatsbeschlusses, der weit zu-
rückliege, beschlossen werde. 

Das Ergebnisblatt wurde aufgrund 
von Einwendungen am 09.10.2019 
korrigiert. Die ursprüngliche Fas-
sung ist als Anlage 01 zur Vorlage 
hinterlegt. 
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Stadträtin Prof. Dr. Schuster stellt den Antrag 

Das System über die Zuweisung der Schulbetriebsmittel für die beruflichen Schulen soll 
auf den Prüfstand gestellt werden. Mit den Schulen soll das System unter den heutigen 
Bedingungen angeschaut werden und über das Ergebnis im Ausschuss für Bildung und 
Kultur berichtet werden. 

Bürgermeister Erichson übernimmt den Antrag als Arbeitsauftrag und lässt hierüber nicht 
abstimmen. 

Stadträtin Stolz vermisst in der Vorlage den Kopfbetrag, den das Land pro Schüler zahle. 
Sie bitte dies nachzuliefern. Auch sie halte die Überprüfung des alten Verteilungssystems 
für notwendig. Insbesondre hätten sich die Ansprüche an die Schulen geändert, gerade 
was die Digitalisierung betreffe. Wie Stadträtin Prof. Dr. Schuster regt Stadträtin Stolz an, 
mit den jeweiligen Schulen den Bedarf an Sekretariatsstunden nochmal im Gespräch zu 
klären und das Ergebnis dem Ausschuss für Bildung und Kultur vorzustellen. 

Herr Brühl und Frau Teutsch ebenfalls vom Amt für Schule und Bildung erläutern, dass 
es sich bei dem Thema Schulbetriebsmittel um eine komplizierte Materie handle. Aber die 
Zuweisung über Kopfbeiträge hätte sich in den letzten Jahren bewährt. Die Schulleitun-
gen wüssten genau, was sie zur Verfügung haben und könnten entsprechend planen. Die 
Schulen bekämen zum einen unterjährige Kontoauszüge sowie überschüssige Mittel 
übertragen. Wenn die Verwaltung sehe, dass die Mittel nicht ausreichten, würden über-
planmäßige Mittel zur Verfügung gestellt werden.  

Stadträtin Dr. Schenk freut es zu hören, dass die Schulen sich jederzeit an die Verwal-
tung wenden können, wenn Mittel nicht ausreichen. Auch ihr ist es ein Anliegen, dass be-
züglich den Sekretariatsstunden nochmals bei den Schulen bedarfsorientiert nachgefragt 
werde. 

Stadträtin Prof. Dr. Schuster regt an, dass nicht ausgeschöpfte Schulbetriebsmittel im 
Haushalt in einer geeigneten Weise dargestellt werden. Es werde des Öfteren an die 
Stadträtinnen und Stadträte herangetragen die Mittel würden nicht ausreichen, so dass 
eine solche Information hilfreich wäre. 

Stadtrat Sanwald fragt, ob ein weiterer Sanierungsbedarf durch den Wasserrohrbruch in 
den Sommerferien entstanden sei. 

Herr Kühner teilt mit, dass die Trocknungsphase abgeschlossen sei. Lediglich für einen 
Computerraum müssten noch Möbel beschafft werden. Herr Brühl ergänzt, dass die Er-
satzbeschaffungen am Laufen seien. 

Folgende Arbeitsaufträge an die Verwaltung werden zusammengefasst:  

- Die Verwaltung wird beauftragt, mit den beruflichen Schulen Gespräche hin-
sichtlich des zusätzlichen Bedarfs an Sekretariatsstunden durch eventuell neu 
hinzugekommene Aufgaben zu führen.  

- Das System über die Zuweisung der Schulbetriebsmittel für die beruflichen 
Schulen (gestaffelt nach Schularten) soll auf den Prüfstand gestellt werden. Mit 
den Schulen soll das System unter den heutigen Bedingungen angeschaut 
werden.  
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- Darüber hinaus sollen die Pro-Kopf-Beträge des Landes je Schüler dargestellt 

werden.  

Über die Ergebnisse dieser vorangegangenen Arbeitsaufträge soll in einer der 
nächsten Sitzungen im Ausschuss für Bildung und Kultur berichtet werden. 

- Weiter soll geprüft werden, die künftige Darstellung der Haushaltspläne um die 
Betriebsmittelbudgets der einzelnen Schulen, vor allem auch mit Blick auf nicht 
ausgeschöpfte Schulbetriebsmittel, zu ergänzen. 

gezeichnet 
Wolfgang Erichson 
Bürgermeister 

 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
 



 

Drucksache:  

0 1 1 7 / 2 0 1 9 / I V  . . .  
00300790.doc 

 

- 2.5 - 

Sitzung des Gemeinderates vom 17.10.2019 

Ergebnis: vertagt 
 



 

Drucksache:  

0 1 1 7 / 2 0 1 9 / I V  . . .  
00300790.doc 

 

- 2.6 - 

Sitzung des Gemeinderates vom 21.11.2019 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 21.11.2019: 

48.1 Aktuelle Situation Marie-Baum-Schule 
hier: Information der Verwaltung 
Informationsvorlage 0117/2019/IV 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner verweist auf die Sitzung des Ausschusses für Bil-
dung und Kultur (ABK) vom 19.09.2019 und die dort festgehaltenen Arbeitsaufträge. 

Es gibt keinen Aussprachebedarf, somit wird die Informationsvorlage mit den folgenden 
Arbeitsaufträgen zur Kenntnis genommen. 

Arbeitsaufträge an die Verwaltung:  

- Die Verwaltung wird beauftragt, mit den beruflichen Schulen Gespräche hin-
sichtlich des zusätzlichen Bedarfs an Sekretariatsstunden durch eventuell neu 
hinzugekommene Aufgaben zu führen.  

- Das System über die Zuweisung der Schulbetriebsmittel für die beruflichen 
Schulen (gestaffelt nach Schularten) soll auf den Prüfstand gestellt werden. Mit 
den Schulen soll das System unter den heutigen Bedingungen angeschaut 
werden.  

- Darüber hinaus sollen die Pro-Kopf-Beträge des Landes je Schüler dargestellt 
werden.  

Über die Ergebnisse dieser vorangegangenen Arbeitsaufträge soll in einer der 
nächsten Sitzungen im Ausschuss für Bildung und Kultur berichtet werden. 

- Weiter soll geprüft werden, die künftige Darstellung der Haushaltspläne um die 
Betriebsmittelbudgets der einzelnen Schulen, vor allem auch mit Blick auf nicht 
ausgeschöpfte Schulbetriebsmittel, zu ergänzen. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Begründung:  

1. Anlass 

Die Gemeinderatsfraktion der SPD hat die Verwaltung mit dem Antrag 0033/2019/AN gebeten, 
zur aktuellen Situation der Marie-Baum-Schule zu informieren. 

2. Informationen zur aktuellen Situation Marie-Baum-Schule 

2.1. Unterscheidung der einzelnen Kopfbeträge für berufliche Schulen 

Die Stadtverwaltung Heidelberg ist gemäß Schulgesetz Trägerin der öffentlichen Schulen in 
Heidelberg. Sie ist somit verpflichtet, den Schulen die erforderlichen Einrichtungen und Gegen-
stände zur Verfügung zu stellen und die erforderlichen Lehr- und Lernmittel zu beschaffen. Hier-
für erhält die Stadt Heidelberg vom Land je Schüler, Schulart und Haushaltsjahr einen bestimm-
ten Betrag, der es ihr ermöglichen soll, die finanziellen Lasten aus der Schulträgerschaft – zwar 
nicht vollständig aber zumindest weitgehend – zu bestreiten. Dieser Betrag je Schüler wird als 
Sachkostenbeitrag bezeichnet und variiert je Schulart. Er deckt unter anderem auch die not-
wendigen Gebäudekosten wie Unterhaltung, Energie, Reinigung et cetera ab. 

Einen Anteil aus dem Sachkostenbeitrag überlässt die Stadt Heidelberg den Schulen zur eigen-
verantwortlichen Bewirtschaftung zur Deckung des laufenden Lehr- und Lernmittelbedarfs (so-
genanntes Schulbetriebsmittelbudget). 
Die aktuell gültigen Beträge können dem Haushaltsplan der Stadt Heidelberg entnommen wer-
den (siehe Zielvereinbarung, Amt für Schule und Bildung Teilhaushalt 40, Seite 13). 

Gemäß Gemeinderatsbeschluss unterscheidet die Stadt Heidelberg bei der Zuweisung der 
Schulbetriebsmittel für die beruflichen Schulen nach der Schulart: gewerbliche, kaufmännische 
und hauswirtschaftliche Schulen. Eine Unterscheidung nach Berufsgruppen ist hierbei nicht vor-
gesehen. 
Die Marie-Baum-Schule ist eine hauswirtschaftliche Schule. Die Johannes-Gutenberg-Schule 
zählt zu den gewerblichen Schulen. Beide Schulen erhalten somit die durch den Gemeinderat 
festgesetzten Kopfbeträge je Schulart. 

2.2. Hausmeistersituation 

Im Schulhausmeisterbereich gilt eine gesonderte Arbeitszeitregelung mit einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von 45 Wochenstunden (100 Prozent), aufgeteilt in 39 Wochenstun-
den dienstplanmäßige Anwesenheit (Dienstplanerstellung durch das Amt für Schule und Bildung 
beziehungsweise in Absprache mit der Schulleitung) sowie in 6 Wochenstunden „Verfügungs-
zeit“ nach Bedarf, zum Beispiel für Schulfeste, Reparaturen oder sonstige dringende Angele-
genheiten, die die Anwesenheit der Schulhausmeisterinnen und Schulhausmeister über die 
festgesetzte Anwesenheitszeit hinaus erforderlich machen. Ein- bis zweimal pro Monat ist je ei-
ne Woche durchgehende Notfall-Rufbereitschaft für alle Schulen des Stadtteils zu übernehmen, 
die nach den tariflichen Vorgaben bezahlt wird. 
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Als Ergebnis einer „Personalbemessung Schulhausmeisterdienste“ im Jahre 2015/2016 wurde 
ein Bedarf von einer Teilzeit-Hausmeisterstelle (70 Prozent) für die Marie-Baum-Schule festge-
stellt. Der der Schule zugewiesene Hausmeister hat seine Präsenzzeit vormittags an der Marie-
Baum-Schule, nachmittags an der Johannes-Gutenberg-Schule (im Wechsel mit dem dortigen 
Hausmeisterkollegen). Da sich die Johannes-Gutenberg-Schule auf dem gleichen Campus be-
findet, ist einer der beiden Hausmeister auch an den Nachmittagen kurzfristig telefonisch er-
reich- und abrufbar. 

Als weiteres Ergebnis der genannten Personalbemessung wurde der Bedarf einer zusätzlichen 
Teilzeit-Hausmeisterstelle (50 Prozent) für den gesamten Berufsschulstandort Wieblingen fest-
gestellt., Die Stellenbesetzung konnte im April 2019 realisiert werden, der planmäßige Einsatz 
erfolgt grundsätzlich in den Nachmittagsstunden.  

Der „Nachmittagshausmeister“ beginnt seinen täglichen Dienst an der Marie-Baum-Schule und 
ist von dort für alle drei Schulleitungen beziehungsweise Hausmeisterkollegen gleichberechtigt 
abrufbar. 

Eine hausmeisterliche Betreuung aller Schulen auf dem Berufsschulstandort Wieblingen ist so-
mit während der Unterrichtszeiten durchgängig gewährleistet. 

2.3. Besetzung des Schulsekretariats 

Die Bemessung der Sekretariatsstunden für die Marie-Baum-Schule ergibt aktuell ein Soll von 
54,0 Wochenstunden (Stand April 2019). 

Die beiden Sekretariatskräfte an der Marie-Baum-Schule erbringen zusammen insgesamt 51,5 
Wochenstunden. Mit allen beruflichen Schulen ist vereinbart, dass die Besetzung bis zu 10 Pro-
zent unter den Sollstunden bleibt.  

Aktuell ist das Schulsekretariat Montag/Dienstag bis 14.00 Uhr, Mittwoch/Donnerstag bis 13.30 
Uhr und freitags bis 13.00 Uhr besetzt. Die Besetzung erfolgt somit bemessungsgerecht und 
aus Sicht der Verwaltung auch bedarfsgerecht.  

Die Schulleitung sieht eine durchgehende Besetzung des Sekretariats auch am Nachmittag als 
erforderlich.  

Wann die Stunden durch die Sekretariatskräfte erbracht werden ist nicht vorgegeben und soll 
grundsätzlich zwischen der Schulleitung und den Sekretariatskräften abgestimmt werden. Dabei 
ist allerdings den Erfordernissen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Rahmen der Mög-
lichkeiten Rechnung zu tragen. 

Dies wurde der Schulleitung in mehreren Gesprächen durch das Amt für Schule und Bildung so 
vermittelt.  

2.4. Sanierungsmaßnahme Erweiterung 
(siehe auch: Ausführungsgenehmigung Drucksache 0242/2017/BV) 

Die Marie-Baum-Schule wird seit September 2018 um einen eingeschossigen Bau mit fünf 
Klassenzimmern und Toiletten erweitert und ist so konzipiert, dass im Bedarfsfall eine spätere 
Aufstockung möglich ist. Die Bauarbeiten laufen mit Hochdruck. Ende 2019 soll die Erweiterung 
abgeschlossen sein. 
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Außerdem werden die Arbeiten an der Schaffung eines zweiten Rettungswegs fortgesetzt. Er 
soll bis Ende 2020 fertig sein. Für 2020 sind weiterhin die Sanierung der Toiletten und die Er-
neuerung einer Lehrküche geplant. 

2.5. Neuausrichtung AVdual/BFPE 

Im November 2013 hat das Ausbildungsbündnis in Baden-Württemberg ein Eckpunktepapier zur 
Neugestaltung des Übergangs Schule - Beruf verabschiedet. Dort formuliertes Ziel ist es, mehr 
Jugendlichen den direkten Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf zu ermöglichen, 
schwächere Jugendliche bei diesem Übergang so gut wie möglich zu unterstützen und den 
Übergangsbereich zu reduzieren und zu optimieren. Dies stellt einen von drei Schwerpunkten 
dieses Papieres dar. 

Im Rahmen eines Modellversuchs „Neugestaltung des Übergangs Schule-Beruf in Baden-
Württemberg“ (https://www.uebergangschuleberuf-bw.de/) wurden mehrere Teilprojekte auf den 
Weg gebracht, für die im Auftrag des Landes zwischenzeitlich eine externe Evaluation durch die 
Prognos AG (Aktiengesellschaft) erstellt wurde. 

Zwei dieser Teilprojekte sind die Schulversuche AVdual (Ausbildungsvorbereitung dual) und 
BFPE (Berufsfachschule Pädagogische Erprobung). 

Zielgruppe des AVdual sind Jugendliche, die im Anschluss an den Besuch der allgemein bilden-
den Schule noch Förderbedarf haben. Diese werden über eine duale Ausbildungsvorbereitung 
zu einer Ausbildung geführt. Darüber hinaus kann AVdual auch Jugendlichen mit Bildungsziel 
Fachschulreife (Besuch der zweijährigen zur Fachschulreife führenden Berufsfachschule 2BFS), 
einen flexiblen Weg mit hoher Durchlässigkeit in Ausbildung bieten. Durch intensive Einbindung 
eines Betriebspraktikums lernen die Schülerinnen und Schüler von Anfang an die betriebliche 
Realität kennen und bekommen so eine bessere Vorstellung von ihren beruflichen Interessen 
und Möglichkeiten. Durch das Praktikum sollen sie motiviert werden, Kontakte zu Ausbildungs-
betrieben zu knüpfen und verbessern dadurch ihre Chance auf einen Ausbildungsplatz. 

Zugrunde gelegt wird eine Pädagogik für niveaudifferenziertes Lernen mit individualisierten 
Lernprozessen und enger Lernbegleitung. Die Schülerinnen und Schüler sollen dabei auf dem 
für sie passenden Lernniveau lernen. Dies ermöglicht die Einbeziehung von Schülerinnen und 
Schülern der zweijährigen zur Fachschulreife führenden Berufsfachschule (2BFS) in die Lern-
gruppe von AV dual. 

Diese Pädagogik befindet sich derzeit in einer pädagogischen Erprobung (Schulversuch BFPE) 
und soll eine hohe Durchlässigkeit insbesondere in Richtung Ausbildung erzeugen. 

Das Amt für Schule und Bildung befindet sich bereits seit vielen Wochen in regem und intensi-
ven Austausch mit den beruflichen Schulen in Heidelberg, entsprechenden Schulen in der 
Nachbarschaft, die bereits über konkrete Erfahrungen mit diesen Schulversuchen verfügen, mit 
dem Regierungspräsidium Karlsruhe als zuständiger Schulaufsichtsbehörde, den steuernden 
Ministerien (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport und Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Wohnungsbau) und weiteren erfahrenen Partnern. 

Nach Abschluss der Klärungsphase (voraussichtlich im 1. Quartal 2020) wird das Amt für Schu-
le und Bildung dem Gemeinderat per Vorlage eine Beschlussgrundlage zur Verfügung stellen. 
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Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen 

Der Beirat von Menschen mit Behinderungen hat die Vorlage zur Kenntnis erhalten. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwick-
lungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg  

Ziele des Stadtentwicklungsplanes sind nicht betroffen. 

gezeichnet 
in Vertretung 
Wolfgang Erichson 

 

Anlagen zur Drucksache:  

Nummer: Bezeichnung  

01 Ursprüngliche Version des Beratungsergebnisses des Ausschusses für Bildung 
und Kultur vom 19.09.2019 

   

 


	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Zusammenfassung der Information:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Ausschusses für Bildung und Kultur vom 19.09.2019
	Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung

	Sitzung des Gemeinderates vom 17.10.2019
	Ergebnis: vertagt

	Sitzung des Gemeinderates vom 21.11.2019
	Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung

	Begründung:
	1. Anlass
	2. Informationen zur aktuellen Situation Marie-Baum-Schule
	2.1. Unterscheidung der einzelnen Kopfbeträge für berufliche Schulen
	2.2. Hausmeistersituation
	2.3. Besetzung des Schulsekretariats
	2.4. Sanierungsmaßnahme Erweiterung (siehe auch: Ausführungsgenehmigung Drucksache 0242/2017/BV)
	2.5. Neuausrichtung AVdual/BFPE

	Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

